Absender:
……………………………………
……………………………………
……………………………………




Adressat
Bezügestelle, z. B.
Landesamt für Steuern und Finanzen
………………………………………….
………………………………………….
	



……………….
(Datum)

Personal-Nr.: ………………..
Antrag auf Neufestsetzung der Grundgehaltsstufe 
nach dem Sächsischen Besoldungsgesetz (SächsBesG)


Sehr geehrte Damen und Herren,

mit dem zum 01.11.2018 in Kraft getretenen Gesetz zur Weiterentwicklung des Sächsischen Dienstrechts wurde die Anrechnung von Zeiten eines Wehrdienstes oder eines Zivildienstes bei der Zuordnung zu den Stufen des Grundgehaltes neu geregelt. Diese Zeiten werden nunmehr ohne weitere Einschränkungen angerechnet.

Ich beantrage daher mit Wirkung zum 01.11.2018 die Neufestsetzung der Stufe meines Grundgehalts.

Im Rahmen der Neufestsetzung sind die bislang nicht anerkannten Zeiten des Wehrdienstes bzw. des Zivildienstes anzurechnen.

(Hier bitte im Einzelnen die Zeiten aufzählen, die anerkannt werden sollen.)

(Ggf.: Ich überreiche in der Anlage die Bescheinigung/en über die Zeiten des Wehrdienstes bzw. des Zivildienstes.)

Meines Erachtens liegt hier ein Fall des § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG vor, da sich die der Stufenfestsetzung zugrunde liegende Rechtslage nachträglich zu meinen Gunsten geändert hat. Bei der Stufenfestsetzung handelt es sich um einen Verwaltungsakt mit Dauerwirkung. Das Verfahren ist daher wieder aufzugreifen und die Stufe unter Anerkennung der bislang nicht berücksichtigten Zeiten neu festzusetzen.

Soweit dem Antrag nicht gefolgt werden soll, möchte ich darum bitten, das Verfahren zunächst ruhen zu lassen, bis über die anhängigen Musterverfahren entschieden ist.

Mit freundlichen Grüßen

…………………………..
        (Unterschrift)
(ggf.) Anlage/n
